
114. Jahrgang | 2. Vierteljahr 2024 | Heft 2

Themenheft
Geistliche Gemeinschaften
hg. von Rüdiger Althaus

Aschendorff

Theologie
und Glaube

RÜDIGER ALTHAUS
BERNHARD DEISTER
TONJA DEISTER
BARBARA HASLBECK
CHRISTOPH HEGGE
PETER HUNDERTMARK
CHRISTOPH JACOBS
ILKAMARINA KUHR
JOHANNES MARIA POBLOTZKI
PETER SCHALLENBERG

M I T B E I T R Ä G E N V O N :



Rüdiger Althaus

Editorial

A U F S Ä T Z E

Ilkamarina Kuhr

Chancen und Gefährdungen von Geistlichen Gemeinschaften

Johannes Maria Poblotzki

Göttliche Gabe oder menschliche (Fehl-)Konstruktion?
Charakteristik, Charisma und Sendung der „neuen“
Geistlichen Gemeinschaften

Bernhard Deister/Tonja Deister

„Die großen Schuhe“
Herausforderungen des Leitungswechsels in die erste Generation
nach Gründung einer Geistlichen Gemeinschaft

Peter Hundertmark

Leitungsverantwortung in kirchlichen Bewegungen
und ihren Geistlichen Gemeinschaften

Christoph Hegge

Kriterien für die Zulassung und Anerkennung Geistlicher
Gemeinschaften in den (Erz-)Bistümern der Deutschen Bischofskonferenz

Rüdiger Althaus

Der Diözesanbischof und die Geistlichen Gemeinschaften
Ansätze für eine Verhältnisbestimmung

Barbara Haslbeck

Geistliche Gemeinschaften und spiritueller Missbrauch
Lernen vom Zeugnis einer Betroffenen

Christoph Jacobs

Führungsverantwortung in Geistlichen Gemeinschaften
angesichts geistlichen und sexuellen Missbrauchs

Inhaltsverzeichnis

103

105

112

124

136

151

164

190

179



K U R Z B E I T R Ä G E / K O M M E N T A R E

Peter Schallenberg

Veränderungen in der katholischen Sexualethik?

R E Z E N S I O N E N

Systematische Theologie

I M P R E S S U M

V O R S C H A U

209

215

217

218



E d i t o r i a l 103

Liebe Leserin, lieber Leser!

„Gott ruft sein Volk zusammen“, so heißt es in einem rund 50 Jahre alten Kir-
chenlied (Gotteslob 477), das die Theologie des Zweiten Vatikanischen Konzils
rezipiert. Dieses legt auch dar, dass dieses Volk Gottes, die Kirche, Organ des Hl.
Geistes ist (Lumen gentium Art. 8), und dass vor jeder hierarchischen Struktur
ein jedes Glied kraft Taufe eingeladen, aufgerufen und durch diesen Geist zu
einem Leben aus dem Glauben befähigt ist, um so zum Aufbau eben dieses Vol-
kes beizutragen und der Welt Zeugnis von der Hoffnung zu geben, die es erfüllt
(1 Petr 3,15).

Dies geschieht auch in und durch Gemeinschaften, die einer bestimmten Form
geistlichen Lebens folgen. So entstanden im Laufe der Geschichte der Kirche
vielfältige Ausprägungen der Frömmigkeit – letztlich alle vom Geist Gottes
gewirkte Gaben als Geschenke an seine Kirche. Einen besonderen Ausdruck
fanden diese in den unterschiedlichen Ordensgemeinschaften samt den soge-
nannten Drittorden und Oblaten. In den letzten Jahrzehnten kamen zahlreiche
Aufbrüche verschiedener Charismen und Lebensformen hinzu, die „Geistli-
chen Gemeinschaften“, wie sie verbreitet genannt werden, die heute aber nicht
mehr unbedingt „neue“ sind; zudem bleibt zu bedenken, dass einerseits auch
Orden und Kongregationen zutiefst geistliche Gemeinschaften sind, anderer-
seits einige dieser neueren Aufbrüche kein Gemeinschaftsleben im eigentlichen
Sinn ausgebildet haben. Weil jedoch international übliche Bezeichnungen wie
„Kirchliche Bewegungen und ihre Gemeinschaften“ sperrig wirken, sei trotz
dieser Bedenken in diesem Heft von „Geistlichen Gemeinschaften“ gesprochen.

Obgleich vom Geist Gottes gewirkt, bedürfen Geistliche Gemeinschaften, weil
menschlichem Fassen und Erfassen mit all seinen Beschränkungen, Einschrän-
kungen und Einseitigkeiten ausgesetzt, nicht nur einer steten Reflexion ihres
geistlichen Propriums eingedenk ihrer Berufung und ihrer Sendung in einer
sich wandelndenWelt. Vielmehr verlangt es besonderer Sensibilität undWach-
samkeit, in Anbetracht der subjektiv erkannten Richtigkeit des gewählten
geistlichen Weges diesen nicht absolut zu setzen, ja die Freiheit und auch die
freie Entscheidung des Einzelnen zu respektieren, sich eine bestimmte Form
der Spiritualität mit anderen zu eigen zu machen oder diese auch zu verlas-
sen. Der Missbrauch von Macht und Einfluss stellt in einer ideellen Bewegung
nicht nur theoretisch eine Gefahr dar, sondern findet sich, wie in den letzten
Jahren schmerzhaft erkannt wurde, mitunter leider auch verwirklicht. Geist-
liche Gemeinschaften können somit Zeichen des Aufbruchs, zugleich aber auch
menschlichen Versagens sein.

Editorial
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Geistliche Gemeinschaften bleiben den sich wechselnden Gegebenheiten der
Zeit unterworfen, bestehen in der Kirche, nicht ihr gegenüber. Doch wie kann
Leitung als eine geistliche ausgeprägt sein, wie bestimmt sich das Verhältnis
einer gerade auch Geistlichen Gemeinschaft zur kirchlichen Autorität? Wo lau-
ern Gefahren in Bezug auf eine geistliche Bevormundung oder gar einen Miss-
brauch, und wie kann diesen vorgebeugt werden? – Zu all diesen unterschied-
lichen Fragen und Aspekten möchten die Beitragenden dieses Heftes Impulse
und Diskussionsbeiträge geben.

Rüdiger Althaus
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Der Diözesanbischof und die
Geistlichen Gemeinschaften
Ansätze für eine Verhältnisbestimmung

K U R Z I N H A L T

Geistliche Gemeinschaften als Neuaufbrüche in der Kirche lassen sich von der
kirchlichen Rechtsordnungmitunter schwer fassen. Dochmüssen auch sie die
grundlegenden persönlichen Rechte der Gläubigen wahren, um keinen Miss-
brauch zu ermöglichen. Mitunter jedoch bleibt unklar, welche Aufsichtsrechte
und auch -pflichten einem Diözesanbischof zukommen, berufen die Gemein-
schaften doch nicht selten auf eine ihnen zukommende Unabhängigkeit von
diesen. Dem Vereins- und dem Ordensrecht lassen sich manche Antworten
entnehmen.

S U M M A R Y

Spiritual communities as new departures in the Church are sometimes diffi-
cult to grasp in the ecclesiastical legal system. However, they toomust respect
the fundamental personal rights of the faithful so as not to allow abuse. Some-
times, however, it remains unclear which supervisory rights and duties are
due to a diocesan bishop, as the communities often claim to be independent
of him. Some answers can be found in the law on associations and religious.

1 Einleitung
Es gibt zahlreiche Geistliche Gemeinschaften mit ganz unterschiedlichen
Schwerpunktsetzungen und Apostolaten. Aber wie sind diese rechtlich ein-
zuordnen? Wer hat welche Befugnisse? Oftmals lassen sich den Statuten (hof-
fentlich) nähere Anhaltspunkte entnehmen, doch gestaltet sich eine Abgren-
zung zwischen der (behaupteten oder legitimen) Autonomie einer Geistlichen
Gemeinschaft bzw. deren Organen und den Pflichten und Rechten der zustän-
digen kirchlichen Autorität bisweilen schwierig, zumal wenn diese eine andere
ist als der Bischof der Diözese, in der diese Gemeinschaft eine Niederlassung
hat. Um sich diesen Fragen zu nähern, sei in einem ersten Schritt auf die Pflich-
ten und Rechte der Gläubigen und das kirchliche Vereinigungsrecht sowie auf
Befugnisse des Diözesanbischofs allgemein und in Bezug auf Ordensinstitute
geschaut, um dann in einem zweiten Schritt konkrete Fragestellungen anzu-
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sprechen.1Nur am Rande sei angemerkt, dass die Abgrenzung einer Geistlichen
Gemeinschaft einerseits zu einem Ordensinstitut und andererseits zu einer
„normalen“ Vereinigung sich im Einzelfall schwierig gestalten kann.

2 Die Rechte der Gläubigen und die Befugnisse
des Diözesanbischofs

2.1 Die Rechte der Gläubigen – eine Auswahl2

Das Gesetzbuch für die gesamte römisch-katholische Kirche, enthält in seinem
Buch De populo Dei (Verfassungsrecht) vor der hierarchischen Ordnung des
Volkes Gottes einen Katalog grundlegender Pflichten und Rechte eines jeden
Gläubigen, d. h. Getauften (cc. 204–223 CIC), das für die unierten Ostkirchen
sogar ganz an seinem Beginn (cc. 7–26 CCEO). Ursprünglich sollte diese Auf-
listung in einer Art Grundgesetz der Kirche, der sogenannten Lex Ecclesiae
Fundamentalis verankert werden, was aber aus rechtstheoretischen Gründen
nicht umgesetzt wurde. Der grundlegende Charakter der einzelnen Pflichten
und Rechte besagt, dass diese unmittelbar aus der Taufe resultieren und nicht
erst von einer kirchlichen Autorität (v. a. Papst, Bischof, Pfarrer) erlaubt oder
übertragen werden müssen. Anders herum: Diese Autorität kann diese Rech-
te auch nicht einschränken, sofern kein schwerwiegender Grund vorliegt, der
im Konfliktfall auch der Nachprüfung durch eine andere Autorität standhalten
muss. – In unserem Kontext seien folgende Rechte genannt:

(1) Jeder Gläubige hat die Pflicht und das Recht, sein Leben zu heiligen und
dadurch dasWachstumder Kirche und deren ständigeHeiligung zu fördern
(c. 210 CIC). Es geht um das stete, lebenslange Bemühen um ein intensives
Leben aus dem Glauben in der Dimension des Gebetes und des Gottesdiens-
tes, der Bezeugung der Frohen Botschaft und des Dienstes am Nächsten.
Wie sich dies in der persönlichen Lebensführung konkretisiert, entscheidet
der Einzelne. So hat jeder Gläubige auch das Recht, die ihm zusagende Form
des geistlichen Lebens (auch in Gemeinschaft) frei zu wählen, sofern diese
nur mit der Lehre der Kirche übereinstimmt (c. 214 CIC). Diese Form muss
also nicht unbedingt von der kirchlichen Autorität empfohlen worden sein;
sie sollte jedoch nicht davor gewarnt und diese gar verboten haben.

1 Es können in diesem kurzen Beitragmanche Problemstellungen nur angerissen, nicht aber ausführ-
lich behandelt werden. – Die vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) herausgege-
bene Schrift: Missbrauch geistlicher Autorität. Zum Umgang mit Geistlichem Missbrauch (Arbeits-
hilfen 338), Bonn 2023, vorgestellt auf deren Vollversammlung vom 25. bis 28. September 2023,
konnte nicht mehr berücksichtigt werden.

2 Vgl. hierzu allgemein: R. Ahlers, Die rechtliche Grundstellung der Christgläubigen, in: S. Hae-
ring/W. Rees/H. Schmitz (Hg.), Handbuch des katholischen Kirchenrechts (HKKR)³, Regensburg 2015,
289–301; R. Althaus, Kommentar zu cc. 208–223 CIC, in: K. Lüdicke (Hg.), Münsterischer Kommentar
zum Codex Iuris Canonici (MKCIC) (Loseblattwerk), Essen seit 1985, Stand: 61. Erg.-Lfg. Januar 2022;
W. Aymans/K. Mörsdorf, Kanonisches Recht, Lehrbuch aufgrund des Codex Iuris Canonici Band 2,
Paderborn 1997, 70–115.
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(2) Die freie Wahl des geistlichen Lebens bedeutet, dass ein Gläubiger diese
Form in Bezug auf deren theoretische Grundlagen und lebenspraktische
Relevanz näher kennt, diese entsprechend für seine eigene Lebensgestal-
tung hinreichend bewerten und sich frei dafür oder auch, ohne einen
erheblichen Nachteil befürchten zu müssen, dagegen entscheiden kann.
Dem steht jede Form einer Indoktrination oder Bevormundung entgegen.
So muss der Gläubige auch Überzeugungen einer Geistlichen Gemeinschaft
kritisch hinterfragen dürfen, um größere Klarheit über deren Plausibili-
tät und deren Entsprechung für das eigene geistliche Leben zu erlangen,
ggf. auch eine Entscheidung nach reiflicher Überlegung revidieren kön-
nen, wobei bei Vorliegen eines privaten Gelübdes – ein öffentliches, das im
Namen der Kirche von einem rechtmäßigen Oberen entgegengenommen
wurde (c. 1192 § 1 CIC), dürfte in einer Geistlichen Gemeinschaft nicht vor-
liegen – die zuständige kirchliche Autorität oder deren Beauftragten um
Dispens anzugehen ist (c. 1196 CIC). Eine Geistliche Gemeinschaft darf somit
nicht nur keinen absoluten Zwang auf einen Gläubigen ausüben, sondern
auch keine Erwartungshaltung aufbauen oder Ängste nähren, der dieser
in Anbetracht seiner subjektiven Verfassung nicht zu widerstehen vermag.

(3) Jeder Gläubige hat das Recht, seinen Lebensstand frei von jedem Zwang zu
wählen (c. 219 CIC). Es bleibt also seine persönliche freie Entscheidung, ob
er heiratet oder dies für sich (aus welchem Grund auch immer) ablehnt.
Dem steht nicht entgegen, dass eine Geistliche Gemeinschaft eine bereits
getroffene Entscheidung zur Voraussetzung für eine Mitgliedschaft erhebt.

(4) Jeder Gläubige besitzt das Recht, dass sein guter Ruf nicht rechtswidrig
geschädigt wird (c. 220 CIC). Rechtswidrig ist eine Schädigung erst dann
nicht mehr, wenn die kirchliche Autorität (Papst, Bischof) nach voraus-
gehender Untersuchung in einem Dekret oder Urteil festgestellt hat, dass
der Gläubige sich etwas hat zu Schulden kommen lassen (v. a. eine Straftat
begangen hat). Eine rechtswidrige Schädigung des guten Rufes stellt einen
Straftatbestand dar (c. 1390 § 2 CIC). Dies sollte gerade im Blick auf üble
Nachrede beachtet werden, auch was das Ausscheiden aus einer Geistli-
chen Gemeinschaft betrifft.

(5) Jeder Gläubige hat das Recht auf Schutz seiner Privatsphäre (c. 220 CIC).
Er muss nur das von sich preisgeben, was er selber mitteilen will, was
ein wichtiges Kriterium für geistliche Führung darstellt. Zur Privatsphäre
gehört auch die sexuelle Intimsphäre, die unbedingt zu wahren ist; so dür-
fen von einem Gläubigen keine Auskünfte oder gar Handlungen verlangt
oder erwartet werden, zu denen er nicht frei sein Einverständnis gibt. Ins-
besondere ist auf den besonderen Schutz Minderjähriger, von Personen
mit habituell eingeschränktem Vernunftgebrauch oder in einem Abhängig-
keitsverhältnis zu verweisen. Eine Grenzüberschreitung kann den Straftat-
bestand des Missbrauchs eines kirchlichen Amtes erfüllen (c. 1378 § 1 CIC)
bzw. einer Autoritätsstellung (c. 1395 § 3 CIC) oder der Würde einer Person
(c. 1398 § 1 CIC).
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2.2 Das kirchliche Vereinigungsrecht3

Der Mensch ist seiner Natur nach ein soziales Wesen, das sein Leben in wech-
selseitiger Abhängigkeit mit anderen gestaltet. Der Gläubige verdankt seine
Existenz der individuellen Berufung in die Gemeinschaft des Volkes Gottes, die
aber nicht als ein monolither Block zu verstehen ist, sondern als eine Gemein-
schaft unterschiedlichster Gemeinschaften. Dies betrifft sowohl in der Verfas-
sung der Kirche grundgelegte Einheiten wie die Diözesen, aber auch fakultative
Zusammenschlüsse. Um die Geistlichen Gemeinschaften näher einordnen zu
können, sei auf das Vereinigungsrecht der Kirche geschaut. Denn ein Gläubi-
ger kann seine Rechte in der Kirche für sich privat als Einzelner in Anspruch
nehmen, sich aber auch mit anderen Gläubigen zusammenschließen (c. 215
CIC). Dabei kommen Versammlungen aus konkretem Anlass oder sporadischer
Art, aber auch ein Verbund auf Dauer mit oder ohne Anerkennung durch eine
kirchliche Autorität in Betracht, ja sogar eine Unternehmung mit primär wirt-
schaftlich orientiertem (nach staatlichem Recht oft gemeinnützigem) Charakter
(c. 216 CIC). Damit eine Vereinigung von der kirchlichen Rechtsordnung erfasst
wird, müssen deren Mitglieder ein Ziel im Horizont der Sendung der Kirche
verfolgen: (1) Pflege des geistlichen Lebens; (2) Feier des Gottesdienstes oder
Förderung der christlichen Botschaft; (3) Förderung anderer Apostolatswerke,
z. B. der Caritas oder der Belebung der gesellschaftlichen Ordnung mit christ-
lichem Geist (c. 298 § 1 CIC). Für Geistliche Gemeinschaften dürfte dies in unter-
schiedlicher Akzentuierung zutreffen.

Die vielen kirchlichen Vereinigungen lassen sich hinsichtlich ihres formalen
Status grob in drei Kategorien einteilen, obgleich bei den privaten Vereinigun-
gen weitere Differenzierungen ausgemacht werden können:

(1) Öffentliche Vereinigungen. In einer solchen nehmen Gläubige im Namen
der Kirche (nomine Ecclesiae; c. 116 § 1 CIC) an deren Sendung teil. Daher
besteht eine besondere Nähe zur und eine detaillierte Aufsicht der kirch-
lichen Autorität, die das allgemeine Kirchenrecht und die Statuten näher
ausfalten.

• Der kirchlichen Autorität kommt die autoritative Errichtung als öffentliche
Rechtsperson zu. Damit verbunden sind die Genehmigung (approbatio) der
Statuten (c. 314 CIC) – hier bestehen Einwirkungsrechte – sowie die aus-
drückliche Beauftragung (missio bzw. mandatum), bestimmte Ziele nomine
Ecclesiae zu verfolgen (c. 313 CIC).

• Die Leitung erfolgt zwar durch die Organe des Vereins nach Maßgabe der
Statuten, doch wird, weil eine öffentliche Rechtsperson im Namen der Kir-

3 R. Althaus, Der Diözesanbischof und die kirchlichen Vereine, in: S. Demel/K. Lüdicke (Hg.), Zwischen
Vollmacht und Ohnmacht. Die Hirtengewalt des Diözesanbischofs und ihre Grenzen, Freiburg i. Br.
2015, 295–319; ders., Kommentar zu cc. 298–329 CIC, in: Lüdicke, MKCIC (s. Anm. 2), Stand: 64. Erg.-
Lfg. 2024; Aymans/Mörsdorf, Kanonisches Recht (s. Anm. 2), 453–539; T. Schüller, Allgemeine Fra-
gen des kirchlichen Vereinsrechts, in: Haering/Rees/Schmitz (Hg.), HKKR (s. Anm. 2), 796–812; ders.,
Die privaten und öffentlichen kirchlichen Vereinigungen, in: Haering/Rees/Schmitz (Hg.), HKKR (s.
Anm. 2), 813–824. – Sekretariat der DBK (Hg.), Vereinsleitfaden. Arbeitshilfe für die Praxis in den
(Erz-)Diözesen (Arbeitshilfen 253), Bonn 2012.
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che handelt, die kirchliche Autorität bei der Genehmigung der Statuten auf
eine enge Rückbindung der Vereinsleitung und -tätigkeit sowie auf konkre-
te Aufsichts- und Mitwirkungsrechte achten.

• Bei der Bestellung des Vorsitzenden kommt der kirchlichen Autorität eine
förmliche Amtsübertragung zu. Einen Kaplan (cappellanus) bzw. kirchli-
chen Assistenten (assistens ecclesiasticus) ernennt die kirchliche Autorität
(frei), wobei sie zuvor den Vereinsvorstand (nicht alle Mitglieder) anhören
kann (c. 317 § 1 CIC). Sie kann Vorsitzenden und Kaplan entlassen (c. 318 § 2
CIC) und aus schwerwiegenden Gründen (z. B. bei Nachlässigkeit des Amts-
inhabers) einen kommissarischen Leiter bestellen (c. 318 § 1 CIC).

• Weil es sich bei den zeitlichen Gütern einer öffentlichen Vereinigung um
Kirchenvermögen handelt, sind für deren Erwerb, Verwaltung und Veräu-
ßerung grundsätzlich die Vorschriften des CIC (cc. 1254–1310 CIC) sowie der
Statuten zu beachten (c. 1257 § 1 CIC). Diese dürften Einsichts- und Geneh-
migungsrechte analog zu denen betreffend v. a. Kirchengemeinden detail-
liert regeln.

• Der zuständigen kirchlichen Autorität kommt die Aufhebung einer öffentli-
chen Vereinigung zu, nachdem sie den Vorsitzenden und die anderen Vor-
standsmitglieder angehört hat (c. 320 CIC).

Diese öffentliche Rechtspersönlichkeit mag für eine Vereinigung wegen der
engen Bindung an und Aufsicht durch die kirchliche Autorität unattraktiv
erscheinen, bedeutet aber durch die von dieser übertragenen Teilnahme an
der Sendung der „Amtskirche“ einen besonderen Status, ein größeres „Image“
wie bei einem Ordensinstitut. Eine solche öffentliche Vereinigung kann unter
Umständen gar Priester inkardinieren, also über „eigene“ Priester verfügen.
Die auf den ersten Blick eingeschränkte Freiheit einer öffentlichen Vereinigung
regeln die Statuten, die aber auch Freiheiten vorsehen können, zumal wenn
diese das Vertrauen der zuständigen kirchlichen Autorität besitzt.

(2) Private rechtsfähige Vereinigungen. In einer privaten Vereinigung
nehmen Gläubige aufgrund ihrer Taufe an der Sendung der Kirche teil.
Es besteht lediglich eine lockere Bindung an die kirchliche Autorität und
damit nur eine allgemeine Vigilanz, die allerdings die Statuten (aufgrund
Betreibens der kirchlichen Autorität, was nicht unproblematisch ist) mit-
unter enger fassen.

• Eine private Vereinigung erlangt Rechtspersönlichkeit auf Antrag der Mit-
glieder durch die zuständige kirchliche Autorität (c. 322 § 1 CIC). Diese
prüft, ob die Vereinigung über hinreichende Mittel zur Erreichung ihres
Zieles verfügt (c. 114 § 3 i. V. m. c. 304 § 1 CIC) und billigt die von den Mit-
gliedern beschlossenen Statuten (c. 299 § 3 CIC), wobei diesen Vorgaben nur
allgemeiner Art gemacht werden können.

• Eine private Vereinigung regelt Leitung undWirken nachMaßgabe der Sta-
tuten (c. 321 CIC). Der kirchlichen Autorität kommt lediglich zu, darüber zu
wachen, dass Glaube und Sitte gewahrt bleiben und sich keineMissbräuche
in die kirchliche Ordnung einschleichen sowie dafür zu sorgen, dass eine
Zersplitterung der Kräfte vermieden wird und die Ausübung des Aposto-
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lats auf das Gemeinwohl (bonum commune) ausgerichtet bleibt (c. 323 § 2
i. V. m. cc. 223 § 2, 305 § 1 und 392 § 2, 394 § 1 CIC).

• Die Mitglieder einer privaten Vereinigung bestellen den Vorsitzenden und
andere Vorstandsmitglieder frei nachMaßgabe der Statuten (c. 324 § 1 CIC);
eine Bestätigung seitens der zuständigen kirchlichen Autorität ist nicht vor-
gesehen. Einen geistlichen Berater (consiliarus spiritualis), sofern ein sol-
cher gewünscht wird, kann sich die Vereinigung unter den in der Diözese
rechtmäßig tätigen Priestern frei auswählen, der jedoch der Bestätigung
(confirmatio) des Ortsordinarius bedarf (c. 324 § 2 CIC). Geschieht dies bei
einem solchen Priester wegen seines übrigen Einsatzes, so bei einem ande-
ren im Blick auf dessen Eignung.

• Ihre zeitlichen Güter verwaltet eine private Vereinigung nach den Vor-
schriften ihrer Statuten (c. 1257 § 2 CIC); somit gelten die Vorschriften der
cc. 1254–1310 CIC nur in wenigen, ausdrücklich genannten Fällen. Die Auf-
sicht der kirchlichen Autorität umfasst lediglich die Verwendung des Ver-
einsvermögens entsprechend den Vereinszwecken (c. 325 § 1 CIC) sowie die
widmungsgemäße Verwaltung und Verwendung von Spenden etc. (c. 325
§ 2 i. V. m. cc. 1267 § 3 und 1301 CIC). Diese Vorgaben entsprechen denen
des weltlichen Vereinsrechts.

• Eine private Vereinigung erlischt nach Maßgabe der Statuten; zudem kann
die zuständige kirchliche Autorität eine solche aufheben, wenn deren Tätig-
keit zu einem schweren Schaden für die kirchliche Lehre beziehungsweise
Disziplin führt oder den Gläubigen Ärgernis bietet (c. 326 § 2 CIC). Es bleibt
der Vereinigung jedoch unbenommen, diese Entscheidung von einer höhe-
ren Autorität überprüfen zu lassen (d. h. Verwaltungsbeschwerde, Hierar-
chischer Rekurs).

Eine Aufsicht erstreckt sich auf die Beachtung der Statuten sowie betreffend
das interne Leben der Vereinigung nur auf die Beachtung von Glaube und Sitte.
Bei einer Missachtung kann sich eine Vereinigung nicht auf ihre Autonomie
berufen, weil diese Rechtsordnung und Lehre der Kirche nicht außer Kraft set-
zen kann. Eine andere Frage ist das Vorgehen im Falle eines Missstandes; dazu
später.

(3) Private nichtrechtsfähige Vereinigungen. Gläubige können sich auch
privat miteinander verabreden, ohne dass es hierzu der Mitwirkung einer
kirchlichen Autorität bedarf. Ein solcher freier Zusammenschluss besitzt
keine Rechtspersönlichkeit, kann also nicht als solcher Träger von Pflich-
ten und Rechten sein. Gleichwohl können sich die Mitglieder eine förmli-
che innere Ordnung geben und eine Beziehung zur kirchlichen Autorität
suchen, wodurch sich der formalrechtliche Status dieses Zusammenschlus-
ses nicht verändert. So gibt es Vereinigungen ohne Statuten (z. B. eine
Gebetsgemeinschaft) oder aber mit Statuten, die entweder der zuständigen
kirchlichen Autorität zur Überprüfung (recognitio) vorgelegt wurden oder
aber nicht, sodass es sich um eine reine Konventionalordnung handelt. Die
Überprüfung der Statuten bestätigt lediglich deren Konformität mit Lehre
und Disziplin der Kirche sowie die Unversehrtheit der Sitten. Ein solcher
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Zusammenschluss untersteht nur allgemein (wie jeder einzelne Gläubige)
der Aufsicht des Ortsordinarius (c. 305 i. V. m. c. 323 § 1 CIC).

Ob eine Vereinigung den Status privat rechtsfähig oder nichtrechtsfähig besitzt,
liegt oftmals in Kontroversen beim Anerkennungsverfahren begründet – z. B.
forderte die kirchliche Autorität eine dezidierte Aufsicht über das Vermögen
auch aus Angst vor einer vermeintlichen Durchgriffshaftung –, doch ermöglicht
letzterer Status auch eine Existenz unter dem durch ein Angehen der kirchli-
chen Autorität ausgelösten „Aufsichtsschirm“.

Noch zwei weitere Bemerkungen:

• Der Status einer Vereinigung nach kirchlichem Recht ist von dem nach
staatlichem Recht zu unterscheiden, oftmals ein (gemeinnütziger) eingetra-
gener Verein, seltener eine (g)GmbH oder gar Körperschaft des öffentlichen
Rechts. Dies ist aber für unsere Betrachtung zu vernachlässigen.

• Eine Vereinigung kann sich ihren Namen entsprechend den örtlichen und
zeitlichen Umständen selber wählen, soll darin aber das angestrebte Ziel
zum Ausdruck bringen (c. 304 § 2 CIC). Allerdings darf keine Vereinigung
(und Unternehmung) die Bezeichnung katholisch führen (sich wohl aber
Verein katholischer Mitglieder nennen), wenn nicht die zuständige kirch-
liche Autorität dem zugestimmt hat (cc. 216, 300 CIC). Nach den Bestimmun-
gen der deutschen Bischöfe darf sich eine Vereinigung nur dann als katho-
lisch bezeichnen, wenn sie sich zur katholischen Glaubensüberzeugung
bekennt, im Rahmen der Sendung der Kirche tätig werden will und die
Bischöfe einer solchen Bezeichnung nicht ausdrücklich widersprechen.4 –
Aber weder die Erlaubnis zur Führung des Attributes katholisch noch eine
etwaige Belobigung ändern etwas an dem kirchenrechtlichen Status der
Vereinigung. Ein Widerruf bringt indes eine Distanzierung der kirchlichen
Autorität signifikant zum Ausdruck.

Aber wer ist nun diese zuständige Autorität? Der gesamtkirchliche Gesetzgeber
nimmt (im Kontext öffentlicher Vereinigungen, c. 312 § 1 CIC) folgende Zuwei-
sungen vor:

• für gesamtkirchliche und internationale Vereinigungen der Hl. Stuhl (Ver-
einigungen päpstlichen Rechts); dies bedeutet die Unzuständigkeit jeder
nachgeordneten Autorität, sofern keine spezielle Kompetenzzuweisung
erfolgt;

• für nationale Vereinigungen, die aufgrund ihrer Errichtung in der ganzen
Nation tätig werden sollen, die Bischofskonferenz, vertreten durch ihren
Vorsitzenden;

• für diözesane Vereinigungen der Diözesanbischof (Vereinigungen bischöf-
lichen oder diözesanen Rechts);

• bei Vorliegen eines apostolischen Privilegs eine andere Autorität.

4 DBK, Grundsätze für die Anerkennung katholischer Organisationen im Sinne des Dekrets des Zwei-
ten Vatikanischen Konzils über das Apostolat der Laien (n. 24) vom 9. März 1981, in: AKathKR 150
(1981) 182.
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Es fehlt eine Zuständigkeitsregelung für mehrdiözesane Vereinigungen. In Ana-
logie zu Instituten des geweihten Lebens (c. 595 § 1 CIC) kann auf den Diözesan-
bischof des Hauptsitzes geschlossen werden, der sich mit den Bischöfen der
Diözesen zu beraten hat, in denen die Vereinigung weitere Niederlassungen
hat.

In der Regel geht eine Vereinigung bischöflichen Rechts im Laufe der Zeit auf-
grund ihrer Verbreitung um der Verwaltungsvereinfachung, aber auch des
Ansehens willen den Hl. Stuhl an, um päpstlichen Rechts zu werden, doch
begegnet mitunter auch, dass aufgrundWertschätzung und persönlicher Bezie-
hungen dieser Status unmittelbar erlangt wurde.

2.3 Befugnisse des Diözesanbischofs im Allgemeinen5

Es kann an dieser Stelle nur schlaglichtartig auf die Befugnisse des Diözesanbi-
schofs geschaut werden. Eingangs sei einfach betont, dass er, unbeschadet sei-
nerweltweiten Verantwortung als Glied des Bischofskollegiums, Bischof nur der
ihm anvertrauten Diözese ist und allein in dieser Leitungsgewalt besitzt. Dies
schließt nicht aus, mit anderen (benachbarten) Bischöfen oder in der Bischofs-
konferenz ein einheitliches Vorgehen zu vereinbaren, was sich bei manchen
Materien dringend nahelegt. Es kann also keine Geistliche Gemeinschaft Rechte
in Anspruch nehmen, die sie in einer anderen Diözese hat.

Eine grundlegende Aufgabe des Diözesanbischofs besteht darin, die Gläubi-
gen zur Ausübung des Apostolates zu motivieren, dessen verschiedene Weisen
zu fördern und unter Beachtung ihres je eigenen Charakters zu koordinieren
(cc. 394 § 2, 680 CIC). Ähnlich sagt der CIC im Kontext der grundlegenden Rech-
te der Gläubigen, die kirchliche Autorität könne deren Ausübung im Hinblick
auf das Gemeinwohl näher ordnen (c. 223 § 2 CIC), was auch besagt, dass er sie
nicht ohne Notwendigkeit einschränken oder gar verbieten kann. All dies muss
der Diözesanbischof nicht persönlich tun, sondern kann damit auch den Gene-
ralvikar oder eine andere Person beauftragen. So legt sich auch eine eigene
Ansprechperson für Geistliche Gemeinschaften zur Kontaktpflege und Koordi-
nation der Tätigkeiten nahe.

Zugleich ist es Aufgabe des Diözesanbischofs, die Unversehrtheit und Einheit
der Glaubenslehre zu schützen (c. 386 § 2 CIC), zur Wahrung der Einheit der
Gesamtkirche die gemeinsame Ordnung der ganzen Kirche zu fördern und auf
die Befolgung aller kirchlichen Gesetze zu drängen (c. 392 § 1 CIC). Insbesonde-
re hat er darauf zu achten (was auch für Geistliche Gemeinschaften gilt), dass
sich in die kirchliche Ordnung kein Missbrauch einschleicht, wobei ausdrück-
lich nur, aber nicht abschließend genannt werden die Verkündigung des Wor-
tes Gottes, die Feier der Sakramente und Sakramentalien, die Verehrung Gottes
und der Heiligen sowie die Vermögensverwaltung (c. 392 § 2 CIC). Die Intention
des kirchlichen Gesetzgebers legt nahe, dass der Diözesanbischof prospektiv
und helfend vorgeht, was aber im Konfliktfall eine Beanstandung und verbind-

5 Vgl. Aymans/Mörsdorf, Kanonisches Recht (s. Anm. 2) 340–352; G. Bier, Kommentar zu cc. 381–499
CIC, in: MKCIC (s. Anm. 2), Stand: 30. Erg.-Lfg. Dezember 1998.
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liche Anweisungen nicht ausschließt. Auf seine beschränkten Kompetenzen bei
Vereinigungen päpstlichen Rechts wird noch einzugehen sein.

Um sich ein Bild von seiner Diözese zu verschaffen, hat der Diözesanbischof
diese selbst oder durch einen Beauftragten wenigstens alle fünf Jahre zu visitie-
ren (c. 396 § 1 CIC). Dabei unterliegen der ordentlichen Visitation – diese Aussa-
ge impliziert die Möglichkeit einer außerordentlichen Visitation aus konkretem
Anlass – Personen, Einrichtungen, heilige Sachen und Orte (c. 397 § 1 CIC).

2.4 Der Diözesanbischof und die Ordensinstitute6

Obgleich Geistliche Gemeinschaften keine Ordensinstitute sind, sei dennoch auf
die Befugnisse des Diözesanbischofs hinsichtlich dieser geblickt: Ordensinstitu-
te haben den Status einer öffentlichen Vereinigung; sie regeln ihr Leben auf-
grund der Statuten in rechtmäßiger Autonomie, und sie werden auch in solche
bischöflichen und päpstlichen Rechts unterschieden (c. 589 CIC), ob sie also hin-
sichtlich ihrer Rechtsordnung und Leitung der Aufsicht des Diözesanbischofs
oder des Hl. Stuhles unterstehen (cc. 593, 594 CIC). Daher lassen sich gewisse
Analogien ableiten, sodass, wenn nachfolgend vom Ordensinstitut gesprochen
wird, die Geistlichen Gemeinschaften mitzudenken sind, wobei die Zuständig-
keit für diese beim Dikasterium für die Laien, die Familie und das Leben liegt
(Art. 134 Praedicate Evangelium).7

(1) Alle, auch jede kirchliche Autorität, haben den Stifterwillen, die anerkann-
ten Eigenart und Ziele des Instituts sowie dessen geistliches Erbgut (pat-
rimonium spirituale) und somit dessen Proprium treu zu wahren (c. 578
CIC). Dieses legen die Konstitutionen fest, die die Grundlagen des kirchli-
chen Rechts zu beachten haben, und die die zuständige kirchliche Autorität
genehmigen muss (c. 587 §§ 1, 2 CIC).

(2) Hinsichtlich Leben und Leitung kommt den Instituten eine gebührende
Autonomie (iusta autonomia) zu, kraft derer sie ihre eigene Ordnung haben
und ihr geistliches Erbgut unversehrt bewahren können (c. 586 § 1 CIC).
Diese Autonomie hat auch der Ortsordinarius zu wahren und zu schützen
(c. 586 § 2 CIC), weshalb er die Grenzen seiner Zuständigkeiten beachten
muss. So kann er auch nicht beliebig in eine Geistliche Gemeinschaft ein-
wirken. Bei einem Institut bischöflichen Rechts kommt es dem Diözesanbi-
schof des Hauptsitzes zu, die Konstitutionen zu genehmigen, Angelegenhei-
ten zu behandeln, die für das gesamte Institut von größerer Bedeutung sind

6 Vgl. hierzu allgemein: R. Henseler u. a., Kommentar zu cc. 573–705 CIC, in: MKCIC (s. Anm. 2), Stand:
62. Erg.-Lfg. Oktober 2022; D. M. Meier u. a. (Hg.), 100 Begriffe aus dem Ordensrecht, St. Ottilien
2015; B. Primetshofer, Ordensrecht auf der Grundlage des CIC 1983 und des CCEO, Freiburg i. Br.
42003; R. Sebott, Ordensrecht. Kommentar zu den Kanones 573–746 des Codex Iuris Canonici, Frank-
furt a. M. 1995.

7 Der Unterscheidung zwischen Orden und Kongregationen (hier legen die Mitglieder [feierliche] Ge-
lübde der evangeliumsgemäßen Räte ab und leben in Gemeinschaft), Säkularinstituten (die Mit-
glieder legen Gelübde ab) und Gesellschaften des apostolischen Lebens (die Mitglieder leben in Ge-
meinschaft, oft ohne Gelübde) kommt in unserem Kontext keine weitere Bedeutung zu; die Grenzen
verlaufen ohnehin fließend.
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und die Vollmachten der internen Autorität übersteigen; verfügt ein Institut
über Niederlassungen in mehreren Diözesen, hat er sich mit deren Bischö-
fen zu beraten (c. 595 § 1 CIC). Alles, was unter Wahrung der kirchlichen
Ordnung und Lehre ausschließlich das interne Leben einer Gemeinschaft
betrifft, unterliegt nicht unmittelbar der Leitung des Diözesanbischofs.

(3) Die Niederlassung eines Ordensinstitutes wird durch die zuständige kirch-
liche Autorität errichtet, die jedoch der schriftlichen Zustimmung des Diö-
zesanbischofs bedarf (c. 609 § 1 CIC). Dies gilt auch für die Niederlassung
einer (öffentlichen) Vereinigung (c. 312 § 2 CIC). Grundsätzlich hat der
Diözesanbischof also die Möglichkeit, aus einem schwerwiegenden Grund
(z. B. gravierende Defizite in Struktur und Verhaltensweisen auch aufgrund
kultureller Unterschiede) die Errichtung einer Niederlassung abzulehnen
oder seine Zustimmung mit Auflagen zu verbinden, die nicht das Proprium
des Institutes betreffen. Indes dürfte der Diözesanbischof bei einer Geist-
lichen Gemeinschaft gelegentlich damit konfrontiert werden, dass, sofern
keine Hilfestellungen seitens der Diözese erbeten wurden, er eine bereits
existierende Niederlassung plötzlich vorfindet: In einem solchen Fall sollte
er sich umgehend mit den zuständigen Autoritäten in Verbindung setzen
und das weitere Vorgehen besprechen, wobei er seine Zustimmung versa-
gen kann. Indes dürfte mitunter eine (neue) Geistliche Gemeinschaft erst
langsam aus einem formlosen Zusammenschluss von Gläubigen entstehen,
zu dem sich der Diözesanbischof dann zu einer bestimmten Zeit verhal-
ten sollte. – Wenn der Diözesanbischof für die Gründung einer Niederlas-
sung seine Zustimmung erteilen muss, impliziert dies, dass er bei Vorliegen
schwerwiegender Gründe diese widerrufen kann, doch stellt sich (unbe-
schadet der Möglichkeit der Verwaltungsbeschwerde) die Frage der Durch-
setzbarkeit: Sollte die Geistliche Gemeinschaft sich der Entscheidung beu-
gen, schließt dies de facto den Fortbestand als freier Zusammenschluss der
Gläubigen nicht aus.

(4) Eine Visitation des internen Lebens kommt zunächst gemäß den Konstitu-
tionen den eigenen Oberen zu. Der Diözesanbischof hat das Recht und die
Pflicht, auch hinsichtlich der klösterlichen Disziplin (d. h. Beachtung des
eigenen Rechts, von Glaube, Disziplin und allgemeinem Recht) zu visitie-
ren: rechtlich selbstständige Klöster (c. 615 CIC) – dies dürfte im unserem
Kontext ohne Bedeutung sein – sowie die Niederlassungen eines Instituts
diözesanen Rechts (c. 628 CIC). Er kann diese Visitation, die zunächst als ein
interessierter Besuch, erst sekundär als Aufsicht zu verstehen ist, persön-
lich durchführen oder einen Mitarbeitenden beauftragen.

(5) Was jedoch die Seelsorge, die öffentliche Feier von Gottesdiensten und
andere Werke des Apostolats betrifft, unterstehen Ordensleute grundsätz-
lich dem Diözesanbischof (c. 678 § 1 CIC), in der Ausübung eines solchen
Apostolats weiterhin auch den eigenen Oberen; sie müssen der Ordnung
ihres Instituts treu bleiben, was der Diözesanbischof ggf. einzuschärfen hat
(c. 678 § 2 CIC). Will er einem Ordensinstitut solche Aufgaben übertragen,
hat er mit dem Ordensoberen die Durchführung des Werkes sowie die zur
Verfügung zu stellenden personellen und finanziellen Mittel schriftlich
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zu vereinbaren (cc. 678 § 3, 681 CIC). Eine solche Übereinkunft sollte von
vornherein das Vorgehen bei Interessenkonflikten und auch Kündigungs-
möglichkeiten vorsehen. Aus der grundlegenden Zuständigkeit für die Seel-
sorge in seinem Bistum resultiert, dass der Diözesanbischof Kirchen und
Kapellen, die den Gläubigen für gewöhnlich offenstehen, Schulen, die nicht
ausschließlich dem eigenen Nachwuchs dienen, sowie andere, Ordensange-
hörigen übertragene religiöse oder caritative Werke persönlich oder durch
einen anderen visitieren kann (c. 683 § 1 CIC). Entdeckt er Missstände, kann
er selber jedoch erst Vorkehrungen treffen, wenn eine Mitteilung an den
Ordensoberen ergebnislos geblieben ist (c. 683 § 2 CIC).

(6) Was die Aufsicht über die Finanzen betrifft, so hat der Diözesanbischof
bei einer Niederlassung diözesanen Rechts, weil die zeitlichen Güter einer
öffentlichen Rechtsperson Kirchenvermögen sind, das Recht und die Pflicht,
in die wirtschaftlichen Verhältnisse Einsicht zu nehmen (c. 637 CIC), was
ein Prüfungs- und Beanstandungsrecht impliziert (v. a. im Blick auf die
Jahresrechnung: c. 1287 § 1 CIC). Darüber hinaus kommen ihm kirchen-
aufsichtliche Genehmigungen für bestimmte Rechtsgeschäfte nach Maß-
gabe der Statuten zu (c. 638 § 3 CIC). Diese Regelung wäre auf eine Geist-
liche Gemeinschaft analog nur anzuwenden (nach Maßgabe der Statuten),
sofern diese öffentliche Rechtspersönlichkeit besitzt. Handelt es sich jedoch
um projektbezogene Zuschüsse seitens der Diözese, hat die Gemeinschaft
unabhängig von ihrem formalrechtlichen Status dem Diözesanbischof
einen Verwendungsnachweis zu erbringen.

(7) Der Diözesanbischof kann aus einem dringenden, äußerst schweren Grund
dem Mitglied eines Ordensinstituts den Aufenthalt in seiner Diözese ver-
bieten, wenn dessen höherer Oberer nach einem entsprechenden Hinweis
keine Vorsorge trifft, doch ist die Angelegenheit unverzüglich demHl. Stuhl
mitzuteilen (c. 679 CIC). Eine analoge Anwendung auf Mitglieder einer
Geistlichen Gemeinschaft dürfte je nach Statuten denkbar sein. Allerdings
ist zu beachten, dass nachMaßgabe des weltlichen Rechts jeder Mensch das
Recht auf freie Wahl seines Aufenthaltsortes hat.

(8) Die Diözesanbischöfe in Deutschland haben oft Personen benannt, die für
die Ordensinstitute zuständig sind, einen Bischofsvikar oder einen Beauf-
tragten („Ordensreferent“), um den Kontakt zu den Ordensinstituten zu
pflegen. Zudem kommen einem Bischofsvikar in diesem Bereich umfassen-
de Rechte eines Ordinarius in Verwaltungsangelegenheiten zu, sofern der
Diözesanbischof sich nicht bestimmte Angelegenheiten (z. B. eine außeror-
dentliche Visitation) vorbehalten hat, einem Beauftragten jedoch nur das,
was das diözesane Recht oder das Ernennungsdekret ihm überträgt, wobei
umfassende Befugnisse wie bei einem Bischofsvikar in Betracht kommen.
Eine solche Ernennung bzw. Beauftragung kann der Diözesanbischof auch
im Blick auf Geistliche Gemeinschaften vornehmen.
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3 Einzelne Aspekte

3.1 Übernahme verbindlicher Vorschriften

Es stellt sich die Frage, inwiefern eine Geistliche Gemeinschaft verpflichtet ist,
diözesane Vorschriften anzuwenden. Hier ist in Deutschland nicht nur an die
von der Deutschen Bischofskonferenz beschlossene Interventions- bzw. Prä-
ventionsordnung betreffend sexuellen Missbrauch8 zu denken, an die Grund-
ordnung des kirchlichen Dienstes9 und an das kirchliche Datenschutzrecht10,
sondern gerade auch an eventuelle Standards für geistliche Begleitung zur Ver-
meidung von geistlichemMissbrauch. Hier ist zu unterscheiden: Für das äußere
Apostolat einer Geistlichen Gemeinschaft gelten diese Regelungen dadurch,
dass der Diözesanbischof sie für seine Diözese verbindlich vorgeschrieben
hat; sollte sich eine Geistliche Gemeinschaft weigern, diese zu beachten, wäre
zunächst das Gespräch zu suchen, doch kann (muss) der Diözesanbischof die
weitere Ausübung des Apostolates von der Beachtung der Regelungen abhän-
gig machen. Was das interne Leben einer Geistlichen Gemeinschaft betrifft,
kann der Diözesanbischof diese Ordnungen bei einer solchen diözesanen
Rechts zwar aufgrund der Vereinsautonomie nicht unmittelbar durchsetzen,
doch dazu verpflichten, diese nach Maßgabe ihrer Statuten verbindlich zu
übernehmen. Bei einer Gemeinschaft päpstlichen Rechts kann der Diözesanbi-
schof dies der Geistlichen Gemeinschaft dringend nahelegen, doch bleibt im
Falle einer Weigerung nur das Angehen des Hl. Stuhles unter Verweis auf die
Bedeutung dieser Ordnungen, die einen einheitlichen Qualitätsstandard in der
Diözese bzw. im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz garantieren. Indes
können im Falle einer Weigerung finanzielle Zuwendungen gekürzt oder gänz-
lich eingestellt werden.

Die Grenzziehung zwischen äußerem Apostolat und innerem Leben einer
Geistlichen Gemeinschaft dürfte mitunter unklar sein, doch gehört zu erste-
rem sicher alles, was eigentlich einen bischöflichen Auftrag erfordert, und was
zumindest mit stillschweigender Duldung geschieht, zu letzterem die Mitglie-
derbegleitung. Falls möglich, sollte die Grenze in den Statuten oder einer Ver-
einbarung benannt werden.

Auch wenn bei Geistlichen Gemeinschaften eher unwahrscheinlich, könnte
eine solche auf eigene einschlägige Regelungen (z. B. zur Vermeidung von Miss-
brauch) verweisen, doch sollte auf die formale Einheitlichkeit des Rechts im

8 Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürf-
tiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst (Interventions-
ordnung) vom 18. November 2019, u. a. in: KA Paderborn 162 (2019) 152–158, Nr. 130, geändert am
24. Januar 2022, in: KA 165 (2022) 101–108, Nr. 74; Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung)
vom 18. November 2019, in: KA 162 (2019) 145–149, Nr. 127.

9 Grundordnung des kirchlichen Dienstes vom 22. November 2022, in: Die Deutschen Bischöfe 95A,
Bonn 52023, 9–24, mit: Bischöfliche Erläuterungen zum kirchlichen Dienst, in: ebd., 25–75.

10 Insbesondere: Gesetz über den kirchlichen Datenschutz (KDG) vom 6. Januar 2018, u. a. in: KA Pa-
derborn 161 (2018) 48–71, Nr. 23.
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Bereich der Deutschen Bischofskonferenz hingewirkt werden, das zudemmate-
riell hohe Standards bietet. Ansonsten hätte die zuständige kirchliche Autorität
eine Gleichwertigkeitsprüfung vorzunehmen; liegt die Zuständigkeit hierfür
beim Hl. Stuhl, sollte die Deutsche Bischofskonferenz diesen auf die Bedeutung
einheitlicher Rechtsstandards in ihrem Bereich nachdrücklich hinweisen.

3.2 Geistlicher Missbrauch

Eine Sensibilität für dieses Phänomen begegnet erst in den letzten gut zehn
Jahren. Dabei stellt sich das Problem einer inhaltlichen Füllung, vor allem der
Grenzziehung zwischen zu tolerierenden, strengen Strukturen und Verhaltens-
weisen einerseits zu einem geistlichen Missbrauch andererseits. Dem Codex
Iuris Canonici, erarbeitet vor rund 50 Jahren, in Kraft gesetzt vor gut 40 Jahren,
ist ein solcher an sich noch fremd. Auch in das von Papst Franziskus kraft Apos-
tolischer Konstitution Pascite gregemDei vom 23. Mai 2021 erneuerte kirchliche
Strafrecht11wurde der Tatbestand des geistlichenMissbrauchs nicht eigens auf-
genommen (nur des Amtsmissbrauchs: c. 1378 § 1 CIC), weil man derzeit (noch)
keine Tatbestandsmerkmale prägnant zu benennen vermag. Dabei sollte auch
das sich wandelnde Verständnis von Seelsorge bedacht werden, schlagwort-
artig eine Wende vom Objektivismus zum Subjektivismus: Suchte früher ein
Gläubiger oft den Seelsorger auf, um verbindlich Orientierung undWeisung zu
erhalten, der seinerseits Lehre und Disziplin der Kirche unmissverständlich zu
vertreten hatte, weist man heute auf eine gewisse Elastizität und das Bewusst-
sein der eigenen Verantwortung der Gläubigen hin (c. 212 § 1 CIC). Zudem ist
weltweit an gravierende kulturelle Unterschiede zu erinnern. Dies betrifft auch
die Führung innerhalb von Ordensinstituten; frühere Selbstverständlichkeiten
muten heute machtmissbräuchlich an. Nicht auszuschließen ist, dass einzel-
ne Geistliche Gemeinschaften (in bewusster Abgrenzung zu Ordensinstituten)
eine „strenge Observanz“ verfolgen wollen.

Es bedarf in diesem Punkt sicher noch weiterer Reflexion, wobei auch die ein-
gangs genannten grundlegenden Rechte jedes Gläubigen Anhaltspunkte sein
können.12 Unverzichtbar sind verbindliche diözesane Richtlinien für Seelsor-
ge und geistliche Begleitung, doch genügt wohl kaum ein autoritativer Erlass
durch den Diözesanbischof, sondern im Vorhinein und im Nachhinein ein
wechselseitiger Austausch, um die Sensibilität für dieses Thema zu wecken und
(ähnlich wie bei der Prävention in Bezug auf sexuellen Missbrauch) wach zu
halten. Hier sollten gerade auch die Verantwortlichen der Geistlichen Gemein-
schaften angesprochen werden; sollte eine solche sich diesem Austausch prin-
zipiell verweigern, lassen sich daraus Schlüsse ziehen, dürfen aber keine Kurz-
schlüsse gezogen werden.

11 Promulgiert in: L’Osservatore Romano vom 1. Juni 2021, abgedruckt in: AAS 113 (2021) 534–555.
12 Vgl. hierzu: R. Althaus, Geistlicher Missbrauch. Kirchenrechtliche Aspekte, in: ThGl 112 (2022) 318–

324.
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3.3 Beachtung grundlegender Rechte und Eingriffsrecht
bei Missständen

Der Diözesanbischof trägt in seiner Diözese für die Einhaltung der kirchlichen
Rechtsordnung Verantwortung, auch für die Beachtung der grundlegenden
Rechte der Gläubigen, was z. B. den Schutz der Privatsphäre oder des guten
Rufes betrifft, aber auch, dass eine Vereinigung ihre eigenen Statuten beachtet.
Liegen Anhaltspunkte für Missstände vor, ist der Diözesanbischof berechtigt
und verpflichtet, diesen nachzugehen, wofür sich bei einer Gemeinschaft diöze-
sanen Rechts auch eine anlassbezogene, außerordentliche Visitation nahelegt.
Diese sollte nicht der „normale“ Beauftragte vornehmen, sondern eine andere
Person im Sinne eines unabhängigen Dritten.Wie bei jeder Visitation haben die
Mitglieder mit dem Visitator vertrauensvoll zusammenzuarbeiten und ihm auf
rechtmäßiges Befragen wahrheitsgemäß in Liebe (möglichst objektiv) zu ant-
worten, wobei niemand auf irgendeine Weise die Mitglieder von dieser Pflicht
abhalten oder den Zweck der Visitation sonstwie behindern darf (vgl. c. 628 § 3
CIC). Je nach dem Anlass (z. B. Strukturen, Mitglieder, Finanzen) der Visitation
kommt also dem persönlichen Gespräch in der Regel mit jedem einzelnen Mit-
glied eine bedeutende Rolle zu, auch um über die gelebten Praktiken zu erfah-
ren. Auf diese Weise können eventuelle machtmissbräuchliche Strukturen und
Verhaltensweisen aufgedeckt werden. Sollten solche bestehen, hat der Diöze-
sanbischof den Leiter darauf aufmerksam zu machen und (ggf. unter Fristset-
zung) auf Abhilfe zu drängen, in dringenden Fällen besitzt er aber auch (unter
Beachtung der Statuten) unmittelbare Eingriffsrechte (vgl. c. 683 § 2 CIC), um
Missstände abzustellen.

Handelt es sich um eine Gemeinschaft päpstlichen Rechts, darf der Diözesan-
bischof nur in den vom Recht ausdrücklich genannten Fällen visitieren (c. 397
§ 2 CIC), was das innere Leben ausschließt. Erhält er von irgendwelchen Abwei-
chungen in Lehre, Disziplin oder anderen Missständen Kenntnis, bleibt ihm
daher nur, sofern in einem nicht dringenden Fall ein Hinweis an die Leitung
ergebnislos verläuft, den dem Hl. Stuhl in Kenntnis zu setzen mit der (nach-
drücklichen) Bitte, tätig zu werden. Für ein unmittelbares Eingreifen fehlt eine
gesamtkirchliche Rechtsgrundlage; dieses Recht müssten ihm die Konstitutio-
nen oder ein anderes Dokument eigens übertragen. Dem Hl. Stuhl bleibt über-
lassen zu entscheiden, wen er mit der Visitation beauftragt (nicht unbedingt
den Diözesanbischof) und wen er über das Ergebnis informiert, obgleich sich
aus Gründen der Transparenz und der Verantwortung des Diözesanbischofs
für seine Teilkirche insgesamt seine Information und bei gravierenden struktu-
rellen Missständen auch der Bischöfe mit etwaigen Niederlassungen in ihrem
Gebiet (ggf. auch der Bischofskonferenz) dringend nahelegt.

Nur wenn die möglichen Missstände das äußere Apostolat und die Seelsorge
der Geistlichen Gemeinschaft betreffen, kann und muss der Diözesanbischof
unmittelbar einwirken.
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4 Resümee und Desiderate
Das Beziehungsverhältnis zwischen Diözesanbischöfen und Geistlichen
Gemeinschaften weist in der Praxis mitunter Grauzonen und Unklarheiten auf.
Um diese zu vermeiden, bedarf es zum einen einer Unterscheidung zwischen
äußerem Apostolat – entsprechende Werke sind hinsichtlich der Zuständig-
keiten zwischen Diözesanbischof und Oberen schriftlich zu vereinbaren – und
internem Leben, zum anderen verbindliche und klare Richtlinien für Seel-
sorge und geistliche Begleitung, die auch einer Geistlichen Gemeinschaft für
das interne Leben zur Orientierung dienen. Auf deren Beachtung wie auch
der anderer grundlegender Vorschriften kann und muss der Diözesanbischof
aufgrund seiner Gesamtverantwortung für seine Teilkirche durchsetzen, was
bei einer Gemeinschaft diözesanen Rechts nach Maßgabe der Statuten (Imple-
mentierung in diese, Vorgehen bei eventuellen Missständen) auf direktemWeg
geschehen kann.

Hinsichtlich der Gemeinschaften päpstlichen Rechts sollte möglichst die
Bischofskonferenz sich präventiv mit dem zuständigen Dikasterium des Hl.
Stuhles zur Frage eines umfassenden Schutzes der Mitglieder vor wirtschaftli-
cher Ausbeutung, sexuellen Übergriffen, geistlicher Bevormundung und ande-
renmachtmissbräuchlichen Strukturen austauschen.Hier gilt es, die Bedeutung
einheitlicher Regelungen mit ihren Standards im Bereich der Bischofskonfe-
renz deutlich zu machen, damit der Hl. Stuhl die Geistlichen Gemeinschaften
verpflichtet, diese auch für ihr inneres Leben verbindlich zu übernehmen. Was
eventuelle Missstände betrifft, wäre das Vorgehen zu erörtern: Insofern der
„Dienstweg“ des Angehens des Hl. Stuhles oft wertvolle Zeit verstreichen lässt,
wäre darauf hinzuwirken, dass der Hl. Stuhl den Diözesanbischöfen Eingriffs-
möglichkeiten zumindest als einstweilige Maßnahmen überträgt.

Dr. Rüdiger Althaus ist Professor für Kirchenrecht an der
Theologischen Fakultät Paderborn.
Kontakt: r.althaus@thf-paderborn.de
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